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Berlin, 22. Oktober 2012 
 
 

GdP: Gesellschaft müsse früher Grenzen setzen 

Witthaut: Videoüberwachung von gefährlichen 
Orten kein Allheilmittel gegen zunehmende Gewalt 
 

Berlin. Die verstärkte Videoüberwachung von gewaltträchti-
gen Orten sei kein Allheilmittel im Kampf gegen die zuneh-
mende Brutalisierung der Gesellschaft, mahnte der Bundes-
vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Bernhard 
Witthaut, angesichts der jüngsten Forderung Bundesinnen-
ministers Friedrich. Die visuelle Aufzeichnung von Straftaten 
erleichtere der Polizei zwar die Ermittlung der Täter, doch sei 
die Tat trotzdem geschehen und Opfer zu beklagen. Es sei 
zweifelhaft, so Witthaut, dass die Abschreckung der Video-
überwachung ausreiche, um der Gewalt den entscheidenden 
Riegel vorzuschieben. Witthaut: „Eine stärkere Polizeiprä-
senz an Orten, wo es häufig zu Gewalttaten kommt, ist wirk-
samer als die elektronische Linse. Jetzt auf mehr Technik zu 
setzen, ist zunächst der Ausdruck der Hilflosigkeit gegenüber 
den Auswirkungen der massiven Sparpolitik bei der Polizei.“ 
Allein in Berlin seien in den vergangenen Jahren rund 4.000 
Beamtinnen und Beamte eingespart worden. Bundesweit 
stünden Tausende Stellen auf der Streichliste. 

Die meist jugendlichen Täter oder jungen Erwachsenen wür-
den, so der GdP-Bundesvorsitzende, nicht als tickende Zeit-
bomben geboren, ebenso wenig wie Kriminelle kriminell zur 
Welt gekommen seien. Witthaut: „Unsere Gesellschaft ver-
mag nicht mehr, rechtzeitig Grenzen zu setzen. Polizisten er-
fahren das täglich am eigenen Leib, von der Beleidigung bis 
zum schwersten Übergriff, immer dann, wenn sie sich je-
mandem in den Weg stellen, um andere Menschen, das 
gemeinsame oder das private Eigentum vor Schaden zu be-
wahren.“  
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